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de M. van Karnebeek, que je me réserve de vous exposer plus en détails lorsque 
j’aurai, très prochainement, l’honneur de vous faire visite à Berne, f...]1

M. van Karnebeek a saisi l’occasion pour me présenter ses vives félicitations de 
ce que Genève ait été désignée comme lieu de réunion de la première session de 
l’Assemblée générale. Il est heureux que les intrigues qui avaient été tramées 
pour priver Genève du droit qui lui revenait d’après le Pacte, n’aient pas abouti, 
grâce à la fermeté du Président Wilson.

Le Ministre des Affaires étrangères m’avoua qu’il avait été fort inquiet à ce 
sujet, à la suite des conversations qu’il avait eues avec M. Léon Bourgeois lors de 
la séance d’ouverture du Comité international pour l’élaboration d’une Cour 
Permanente de Justice Internationale. M. Bourgeois se serait alors déclaré fran
chement opposé au choix de Genève.

M. van Karnebeek se demande si l’Assemblée générale pourra réellement se 
réunir le 15 novembre déjà. Sera-t-il possible de préparer à temps, surtout pour 
l’examen des pays lointains, comme par exemple le Japon, les questions qui figu
rent à l’ordre du jour? Il importe, pour le bon renom même de l’Assemblée, 
qu’elle n’aborde que des questions étudiées à fond. [.../2

1. Suit un passage sur la position  hollandaise au sujet de l ’ordre du jour de la prem ière A ssem blée  
de la Société des Nations.
2. L e passage supprim é énumère une série de rapports spéciaux du M inistre Carlin, dont un sur 
l ’élaboration d ’un projet d ’une Cour Permanente de Justice Internationale à L a Haye.
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CO N SE IL  F É D É R A L  
Décision présidentielle du 2 août 1920

2516. Kohlenabkommen mit Deutschland1

Volkswirtschaftsdepartement.
Antrag vom 2. August 1920

Am 31. Dezember 1919 ist das Wirtschaftsabkommen zwischen der Schweiz 
und Deutschland, welches am 2. Juni 1919 in Bern abgeschlossen worden war, zu 
Ende gegangen, ohne dass es möglich gewesen wäre, eine Verlängerung oder 
Erneuerung zustande zu bringen. Die Kohlenlieferungen des offiziellen deut
schen Lieferanten, des Kohlenkontors, haben denn auch seit Beginn dieses Jah
res aufgehört. Diejenigen Quantitäten an Ruhrkohle, die trotzdem im Verlaufe 
der letzten Monate in die Schweiz eingeführt werden konnten, stehen vollständig 
ausserhalb von Abmachungen, ähnlich den frühem Wirtschaftsabkommen mit 
Deutschland. Es handelt sich dabei um die Lieferungen der Zeche «Präsident», 
welche gestützt auf ein von der deutschen Regierung genehmigtes Abkommen

1. Sur cette question, cf. aussi n° 370  et FF. 1920, vol. IV, p. 643 ss.
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mit einer Schweizergruppe die Hälfte der Mehrproduktion, die infolge der finan
ziellen Beihülfe dieser Schweizergruppe erzielt werden konnte, nach unserm 
Lande exportieren kann. Diesem Vertrag hat die Schweiz in den letzten 6 Mona
ten nicht unwesentliche Mengen von Ruhrkohle und insbesondere von Ruhrkoks 
zu verdanken, die ihr ausserordentlich gute Dienste geleistet haben. Dieser Ver
trag steht vollständig ausserhalb des Rahmens der deutsch-schweizerischen 
Wirtschaftsabkommen, und das Volkswirtschaftsdepartement hat denn auch 
eine vor Beginn der letzten offiziellen Verhandlungen von deutscher Seite anher 
gerichtete Zumutung, die «Präsident-Lieferungen» in das offizielle deutsche 
Kontingent einzubeziehen, zurückgewiesen. Die deutsche Regierung hat dieses 
Begehren alsdann fallen gelassen, und der «Präsident-Vertrag» läuft neben dem 
nun abgeschlossenen offiziellen Abkommen weiter. Er wird der Schweiz noch 
auf längere Zeit hinaus monatlich 15—20000 Tonnen Kohlen und Koks aus dem 
Ruhrgebiet verschaffen.

Wie bereits gesagt, bestand also ein offizielles Abkommen mit der deutschen 
Regierung seit anfangs dieses Jahres nicht mehr, und es hat der offizielle deut
sche Lieferant, das Kohlenkontor, denn auch in dieser Zeit nichts geliefert. Die 
Verhandlungen, welche schon im Dezember letzten Jahres und dann wiederum 
im Frühling dieses Jahres beidseitig geführt wurden, zeitigten infolge der über
setzten deutschen Preisforderungen keine Einigung. Es wurde deutscherseits der 
sogen. Weltmarktpreis gefordert, d.h. derjenige Preis, den die Schweiz für die 
von ihr aus England und Amerika importierten Kohlen franko Schweizergrenze 
bezahlen muss. Abgesehen davon, dass aus grundsätzlichen Erwägungen ein sol
cher Weltmarktpreis nicht akzeptiert werden konnte, führten auch die auf dieser 
Basis von deutscher Seite aufgestellten Berechnungen zu Ansätzen, die schwei- 
zerischerseits nie hätten verantwortet werden können.

Nach vielfacher, durch die deutschen inner- und ausserpolitischen Verhält
nisse bedingter Verzögerung ist dann anfangs Juli eine neue deutsche Delegation 
in Bern eingetroffen, um über ein neues Abkommen zu verhandeln. Die zwar 
mühsamen und schwierigen, aber beiderseits von gutem Willen getragenen Ver
handlungen haben schliesslich zu einem Abkommen geführt, das am 9. Juli 1920 
in Bern unterzeichnet wurde und dessen Ratifikation das Volkswirtschaftsdepar
tement empfiehlt. Es hat in der Hauptsache folgenden Inhalt:

1. Mengen. Deutschland erteilt Ausfuhrbewilligungen für monatlich 15— 
20,000 Tonnen Kohlen und Koks aus dem Ruhrgebiet und für monatlich 15,000 
Tonnen linksrheinischer Braunkohlen-Briketts. Diese Mengen mögen an und für 
sich, namentlich verglichen mit denjenigen, die uns Deutschland vor und wäh
rend des Krieges geliefert hat, als gering erscheinen. Allein es ist von deutscher 
Seite immer und immer wieder betont worden, dass man dieses Mal den grössten 
Wert darauf lege, nur solche Mengen zu versprechen, die dann auch mit einiger 
Sicherheit wirklich geliefert werden können. Angesichts der gegenwärtigen Koh
lenlage Deutschlands stellten diese Mengen aber das Maximum dessen dar, was 
mit gutem Gewissen versprochen werden könne. Diese Mengen und Qualitäten 
sind für unser Land von sehr grosser Bedeutung: Da die Versorgung unserer 
Transportanstalten, der Gaswerke und eines Teiles der Industrie durch andere 
Provenienzen ziemlich gedeckt werden konnte, so handelte es sich bei diesem 
Abkommen mit Deutschland vor allem aus darum, auch unsere Hausbrandver-
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sorgung, die infolge Wegfalls der französischen und belgischen Lieferungen 
sozusagen ausschliesslich auf Deutschland angewiesen ist, sicherzustellen. Dies 
ist durch dieses Abkommen im Bereiche des Möglichen geschehen, insbesondere 
sind die versprochenen Braunkohlenbriketts für unsere Hausbrandversorgung 
unumgänglich notwendig.

2. Preise. Ohne uns auf den deutscherseits immer noch festgehaltenen Begriff 
«Weltmarktpreis» festzulegen, haben wir, nicht mit Begriffen, sondern mit nack
ten Zahlen rechnend, schliesslich eine Einigung erzielen können. Es wurden fol
gende Preise festgestellt: Für Förderkohle Fr. 140, für Stück- und Nusskohle Fr. 
160, für Braunkohlenbriketts Fr. 105. Diese Preise verstehen sich für je 10 Ton
nen franko Eisenbahnwagen ab Grube. Sie erhöhen sich also um die ungefähr Fr. 
30 betragende Fracht von der Grube bis zur Schweizergrenze und bleiben damit 
unter den Einstandspreisen von englischen und amerikanischen Kohlen. Beson
dere Schwierigkeiten bot die Festsetzung der Kokspreise. Abgesehen davon, 
dass Koks in ändern Ländern gegenwärtig überhaupt kaum zu beschaffen ist, 
steht der Ruhrkoks qualitativ bedeutend über allen ändern Provenienzen. Wir 
mussten deshalb hier relativ hohe Preise bewilligen, Preise, die jedoch ganz 
bedeutend unter denjenigen stehen, die beispielsweise für englischen und ameri
kanischen Koks, falls man solchen ausnahmsweise überhaupt bekommt, stehen. 
Die Lösung wurde schliesslich in der Weise gefunden, dass eine Preisstaffelung 
vereinbart wurde, und zwar in dem Sinne, dass wir für die ersten Lieferungen 
einen niedrigen Preis und für die ein Minimalquantum übersteigenden Mengen 
einen höheren Preis bezahlen. Dadurch haben wir auf deutscher Seite einen Sti
mulus geschaffen, uns möglichst viel Koks zu liefern, was in hohem Masse unsern 
Interessen entspricht. Die Preisstaffelung gestaltet sich wie folgt: Ausgehend von 
einem Durchschnittspreis von Fr. 184 ab Grube bezahlen wir für die ersten 
20,000 Tonnen, die wir auf Grund des Abkommens erhalten, Fr. 184 minus Fr. 
16 =  Fr. 168, für die zweiten 20,000 Tonnen den Mittelpreis von Fr. 184 und für 
alles, was über 40,000 Tonnen Koks geliefert wird, Fr. 184 plus Fr. 16 =  Fr. 200 
per Tonne.

3. Formelles. Wie im letzten Wirtschaftsabkommen vom 2. Juni 1919 ist auch 
im neuen Vertrag vom 9. Juli 1920 nur der Rahmen für die notwendigen privat
rechtlichen Lieferungsverträge enthalten. Es entspricht dies einem von uns 
schon früher geäusserten Wunsche, da die Liefergarantien grösser sind, wenn der 
Verkäufer privatrechtlich zur Lieferung der Ware verpflichtet ist, als wenn es 
sich bloss um die staatliche Zusicherung von Ausfuhrbewilligungen handelt. Die 
oben erwähnten Preise, wie auch die übrigen Lieferungsbedingungen, sind des
halb wohl in den offiziellen Verhandlungen festgelegt, aber nicht im Wirtschafts
abkommen selber fixiert worden. Auf Grund des letztem wurden vielmehr zwi
schen der Kohlengenossenschaft als Käuferin und dem Kohlenkontor, sowie 
dem Braunkohlensyndikat als Verkäuferin besondere LieferungsVerträge abge
schlossen, die vom Verwaltungsrat der Kohlengenossenschaft bereits ratifiziert 
worden sind.

4. Gegenleistungen der Schweiz. Im Gegensatz zu den frühem Wirtschaftsab
kommen mit Deutschland hat die Schweiz keine sogen. «Kompensationen» zu 
liefern. Das Abkommen enthält in dieser Beziehung lediglich den Passus: «Die 
Schweiz erteilt Ausfuhrbewilligungen für Frischmilch; Belieferung nach Mög-
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lichkeit im bisherigen Umfang.» Es ist dies eine die Schweiz nicht drückende 
Verbindlichkeit betreffend Milchlieferung an die süddeutschen Grenzgebiete, 
wie sie seit einer Reihe von Jahren üblich ist. Das eidg. Ernährungsamt hat sich 
mit dieser sehr weit gefassten Klausel ohne weiteres einverstanden erklärt.

5. Dauer des Abkomm ens. Die deutschen Vertreter wollten sich vorderhand 
nur auf 3 Monate binden. Es ist uns schliesslich gelungen, das Abkommen auf 6 
Monate abzuschliessen. Es läuft vom 15. Juli 1920 bis zum 15. Januar 1921. 
Beide Teile haben das Recht, mit zweimonatlicher Frist jederzeit zu kündigen.

6. Ratifikation. Das Abkommen ist unterzeichnet worden unter Vorbehalt 
der Ratifikation durch die beidseitigen Regierungen.

Antragsgemäss wird das vorgelegte Abkommen genehmigt, und es wird das 
Volkswirtschaftsdepartement ermächtigt, die deutsche Gesandtschaft in Bern 
hievon zu verständigen.

381
E 2200 Paris 1 /1618

Le Chargé d ’Affaires de Suisse à Paris, H. Schreiber, 
au Chef du Département politique, G.M otta  

L Confidentielle Paris, 3 août 1920

Ainsi que je vous l’ai télégraphié hier, M. Millerand m’avait fait demander 
d’aller le voir ce matin. Je me suis donc rendu au Quai d ’Orsay et j ’ai été reçu par 
M. Millerand, à l’issue du Conseil des Ministres. Il m’a déclaré tout de suite qu’il 
s’agissait des zones franches du pays de Gex et de la Haute-Savoie; il tenait à 
m’en parler avant de partir en congé cet après-midi même. Il m’a fait alors un dis
cours avec préambule et en quatre points, dont je veux m’efforcer de vous rendre, 
aussi fidèlement que possible, le sens.

Dans le préambule, M. Millerand m’a fait la déclaration obligée de l’amitié 
qu’éprouvait pour la Suisse la France, le Gouvernement français et lui-même en 
particulier; amitié qui ne doit pas être un vain mot et, à cause de cela même, il 
importe, pense-t-il, que nous arrivions à régler la question des zones dans le plus 
bref délai:

1. M. Millerand part de ce principe que la Suisse n’a pas été partie aux Traités 
de 1815, ni d ’ailleurs au Traité de Versailles, pour en venir à affirmer que la 
France a les mains libres en ce qui concerne les zones. A ses yeux, les stipulations 
y relatives des Traités de 1815 sont caduques, elles n ’existent plus.

On a à la vérité annexé à l’article 435 du Traité de Versailles, les déclarations 
du Conseil fédéral, sur la façon dont il entend interpréter cet article 435, mais ce 
sont là des déclarations unilatérales qui exposent un point de vue auquel la 
France n ’a pas adhéré; elles ne lient donc pas la France.

2. M. Millerand affirme alors que son Gouvernement, se prévalant de cette 
liberté, veut faire l’unité économique sur tout son territoire et ne veut plus des 
servitudes que constituaient les zones franches. Il entend donc établir le cordon 
douanier à la frontière et, en l’établissant, il usera de son droit absolu.
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